Katalonien-Krise – Chronologie der Ereignisse


Dienstag, 15. Mai

Spaniens konservativer Ministerpräsident Mariano Rajoy kündigt an, Kataloniens neuen Ministerpräsidenten Quim Torra und seiner zukünftige Regionalregierung genau auf die Finger schauen wollen. Gleichzeitig betonte er aber, dass er Torra nicht vorverurteilen, sondern ihn an seinen Taten messen wolle.


Montag, 14. Mai 

Joaquim Torra – kurz Quim genannt - wird im Parlament in Barcelona mit knapper Mehrheit zum neuen Regionalpräsidenten von Katalonien gewählt. In seiner Antrittsrede vor den katalanischen Abgeordneten verspricht der 55-jährige Politneuling, "einen unabhängigen Staat, eine Republik" Katalonien zu errichten und Carles Puigdemont bei der Rückkehr an die Macht in Katalonien zu unterstützen.


Freitag, 11. Mai 2018:

Regierungschef Carles Puigdemont erklärt in seinem Exil in Deutschland den Verzicht auf seine Kandidatur auf das Amt des katalanischen Regionalpräsidenten und spricht sich für die Wahl von Joaquim Torra aus. Torra gilt ebenfalls als strikter Unabhängigkeitsbefürworter. Damit dürfte einer Regierungsbildung in Katalonien nichts mehr im Wege stehen. 


Freitag, 6. April 2018:

Der katalanische Separatistenführer Carles Puigdemont kann nach Hinterlegung einer Kaution von 75.000 Euro seinen Festhaltegewahrsam in Neumünster bei Kiel verlassen. Zuvor ordnete die deutsche Justiz - unter der Bedingung, dass Puigdemont in Deutschland bleibt und sich regelmäßig der Polizei meldet - seine Enthaftung an. Das Oberlandesgericht Schleswig Holstein hatte am Donnerstag zwar einen Auslieferungshaftbefehl gegen Puigdemont  erlassen, setzte diesen aber unter den genannten Auflagen aus. Der katalanische Separatisten-führer forderte Madrid nach seiner Enthaftung erneut zum Dialog auf. Noch im Gewahrsam bekräftigte er, dass er seine Bemühungen um die Unabhängigkeit Kataloniens fortsetzen werde.


Sonntag, 25. März 2018: 

Carles Puigdemont wird auf dem Weg von Dänemark nach Deutschland von der Deutschen Polizei festgenommen, nachdem er am Vortag in Finnland nur knapp einer Verhaftung entgangen war. Die Entscheidung darüber, ob Puigdemont in Auslieferungshaft genommen werde, falle „mit einiger Wahrscheinlichkeit“ erst am Montag durch das zuständige Amtsgericht, meinte der deutsche Vizegeneralstaatsanwalt Ralph Döpper. Er gab jedoch zu bedenken, dass man erst „ganz am Anfang der Prüfung “ stehe. Die Verhaftung erfolgte, weil ein spanisches Gericht am Freitag den europäischen Haftbefehl gegen Puigdemont erneuert hatte.

Freitag, 23. März 2018: 

Die spanische Justiz erhebt gegen 25 mutmaßliche Separatisten Anklage. 13 wird Rebellion vorgeworfen, unter ihnen der abgesetzte Regionalpräsident Carles Puigdemont. Auf Rebellion stehen in Spanien bis zu 30 Jahre Haft. Gegen Puigdemont und sechs weitere Angeklagte wurde erneut ein Europäischer Haftbefehl ausgestellt. Als Reaktion auf Vorgehen der spanischen Behörden gehen in Katalonien Zehntausende Unabhängigkeitsbefürworter auf die Straße, um die Freilassung der „politischen“ Gefangenen zu fordern. Auch für Sonntag sind Protestmärsche angekündigt.


März 2018: 

Dem vom katalanischen Parlamentspräsidenten, Roger Torrent für das Amt des Regional-präsidenten vorgeschlagenen inhaftierten Chef der separatistischen Bürgerbewegung ANC, Jordi Sanchez wird vom Gericht die Freilassung verweigert, worauf dieser auf seine Kandidatur verzichtet. 


1. März 2018: 

Puigdemont erklärt seinen „vorläufigen“ Verzicht auf das Amt des Regionalpräsidenten.


Jänner 2018: 

Tauziehen um die Wahl des katalanischen Regionalpräsidenten. Will Carles Puigdemont erneut katalanischer Präsident werden müsste er bei der Wahl im Parlament in Barcelona anwesend sein. Wegen der drohenden Verhaftung will er aber Belgien nicht verlassen. Puigdemont kündigt an, nötigenfalls per Skype regieren zu wollen.

Freitag, 22. Dezember 2017

Der Konflikt zwischen Madrid und Barcelona ist nach den gestrigen Regionalwahlen in Katalonien alles andere als gelöst. Die Fronten bleiben verhärtet. So wurde das Dialogangebot des abgesetzten katalanischen Regionalpräsidenten, Carles Piugdemont, sich außerhalb Spaniens zu Gesprächen zu treffen, von Regierungschef Mariano Rajoy umgehend abgelehnt. Er wolle sich nur mit Vertretern der antiseparatistischen Parteien treffen: „Niemand darf im Namen Kataloniens sprechen, wenn er dabei nicht ganz Katalonien berücksichtigt, meinte Rajoy in Richtung der Separatisten. Piugdemont begründete sein Angebot zurvor damit, dass dass man der „Unabhängigkeit einen Schritt näher gekommen“ sei, weil die Wahl vom spanischen Staat initiiert wurde und die Katalanen nun „angehört werden“ müssten.

Donnerstag 21. Dezember 2017
Katalonien hat gewählt und bleibt zwischen Befürwortern und Gegnern der Unabhängigkeit gespalten. Die drei separatischen Parteien Junts per Catalunya, die von Carles Piugdemont aus dem Exil in Belgien geführt wird, die ERC sowie die CUP kommen auf 70 der 135 Mandate. Somit ist Katalonien nach dieser Wahl in zwei annähernd gleich große Lager aufgeteilt. Stärkste Kraft wurde die unabhängigkeitskritische Cs mit 37 Sitzen. Abgestraft hingegen steht Mariano Rajoys Volkspartei da, die nur mehr mit drei Sitzen im Parlament vertreten ist. Damit bleiben die Separatisten - wenn auch nur schwach – stärkste Kraft im Parlament in Barcelona.

Ähnlich wie bei den letzten US-Präsidentschaftswahlen ist die Mehrheit an Parlamentssitzen für die Unabhängigkeitsbefürworter nicht mit einer prozentuellen Mehrheit an Wähler-stimmen gleichzusetzen, weil separatistisch geprägte, bevölkerungsschwache Regionen durch das katalanische Wahlsystem stärker gewichtet werden. Prozentuell erreichten die drei  separatistischen Parteien nur 47,5 Prozent der Stimmen. Somit ist die numerische Mehrheit der Katalanen nach dieser Wahl eigentlich gegen die Unabhängigkeit.


Dienstag 5. Dezember 2017

Das Oberste Gericht Spaniens hebt die europäischen Haftbefehle gegen den katalanischen  Ex-Regierungschef Carles Piugdemont und vier seiner ehemaligen Minister auf, hält aber die nationalen Haftbefehle weiter aufrecht. Piugdemont würde also umgehend verhaftet werden, sollte er spanisches Territorium betreten.

Dienstag 28. November 2017

Der nach Belgien geflohene Chef der von Madrid abgesetzten katalanischen Regional-regierung gibt sich für die Parlamentswahlen am  21. Dezember kämpferisch. Es gelte die drei Parteien des Artikels 155 zu besiegen, meinte Carles Puigdemont vor 100 eigens für ihren Chef nach Brügge angereisten Kandidaten seiner Liste „Junts per Catalunya“. Verfassungs-artikel 155 erlaubte es der spanischen Regierung, Puigdemont des Amtes zu entheben, das Parlament in Barcelona aufzulösen und Neuwahlen auszurufen.
Samstag 18. November 2017
Für die von der spanischen Zentralregierung nach dem umstrittenen katalanischen Unabhängigkeitsreferendum für 21. Dezember angesetzten Regionalwahlen stellen die Befürworter von Kataloniens Unabhängigkeit ihre Kandidatenlisten vor. Auf ihnen finden sich viele im Zuge des Konflikts verhaftete Regionalvertreter und Exilpolitiker. Fast alle der  von Spaniens Regierung abgesetzten Regierungsmitglieder stehen wieder auf den vordersten Listenplätzen. 
Freitag 17.  November 2017
Bei der ersten Anhörung des abgesetzten katalanischen Regierungschefs Carles Puigdemont und seiner entmachteten Kabinettsmitglieder vor einem belgischen Gericht forderte der zuständige Staatanwalt heute deren Auslieferung nach Spanien. Die Verteidigung wird ihr Plädoyer am 4. Dezember halten, erst dann kann das Gericht darüber entscheiden, ob der europäische Haftbefehl, der von Spanien gegen Puigdemont und seine Mitstreiter erlassen wurde, in Belgien vollstreckt wird. Die spanische Justiz wirft den katalanischen Politikern im Rahmen ihrer Unabhängigkeitsbestrebungen Rebellion, Aufwiegelung und Veruntreuung öffentlicher Gelder vor, Tatbestände, die mit bis zu 30 Jahren Gefängnis bestraft werden können. 
Mittwoch, 8. November
Der Verfassungsgerichtshof in Madrid hebt die einseitige Unabhängigkeitserklärung Katalo-niens auf. Da das Gericht bereits das Referendum zur Loslösung von Spanien untersagt hatte, war dieser Schritt erwartet worden. Mehr als 90% der Wähler hatten sich am 1. Oktober bei dem von Madrid als „illegal“ bezeichneten Referendum für die Unabhängigkeit ausgespro-chen. Die Wahlbeteilung lag allerdings nur bei 40 %.

Unabhängigkeitsbefürworter blockieren in Katalonien zahlreiche Straßen, Autobahnen und Gleise.
Dienstag 7. November 2017
Kataloniens entmachteter Regionalpräsident Carles Puigdemont ruft die Parteien Kataloniens, die die Unabhängigkeit von Spanien befürworten, dazu auf, sich für die von Madrid für 21. Dezember angesetzten Wahlen zum Regionalparlament zu verbünden: „Wenn wir nicht gemeinsam gegen Unterdrückung kämpfen, dürfte der spanische Staat diesen Kampf gewinnen“, so Puigdemont gegenüber dem Sender Catalunya Radio. In dieser Frage auf gleicher Linie sind Puigdemonts eigene Partei PDeCAT, die ERC, die antikapitalistische CUP und die linksgerichtete Partei Podemos. Die Frist zur Anmeldung von Wahlbündnissen für läuft heute ab. 
Sonntag, 5. November

Der entmachtete katalanische Ex-Regierungschef Carles Puigdemont stellt sich gemeinsam mit vier seiner Ex-Minister der belgischen Polizei. Der zuständige Untersuchungsrichter entscheidet nach der Einvernahme, sie unter Auflagen wieder auf freien Fuss zu setzen.
Freitag 3. November

Die belgische Justiz kündigt an, den aus Spanien erhaltenen europäischen Haftbefehl gegen den katalanischen Ex-Regierungschef Carles Puigdemont bis zum Wochenende prüfen zu wollen. Gegen jene vier Ex-Minister des Kabinetts von Puigdemont, die nach Belgien geflüchtet waren und die Gerichtsvorladung ebenfalls ignoriert hatten, wurde auch ein europäischer Haftbefehl ausgestellt. Ihnen wird Rebellion, Aufruhr und Veruntreuung öffentlicher Mittel vorgeworfen. Das Steuergeld wurde für das mehrfach vom spanischen Verfassungsgerichtshof untersagte Unabhängigkeitsreferendum verwendet.


Donnerstag 2. November
8 Mitglieder der abgesetzten katalanischen Regionalregierung werden in Untersuchungshaft genommen, als sie nach einer Ladung der spanischen Behörden am Donnerstag vor Gericht erscheinen. Wie angekündigt nicht gekommen ist deren entmachteter Regierungschef Carles Puigdemont, der sich weiter in Belgien aufhält. Gegen ihn wurde nun ein europäischer Haftbefehl ausgestellt. 

Mittwoch 1. November
Der von Madrid entmachtete katalanische Ex-Regierungschef Carles Puigdemont, der für Donnerstag gemeinsam mit Mitgliedern seiner abgesetzten Regionalregierung in Spanien vor Gericht geladen wurde, kündigt an, der Ladung nicht Folge zu leisten, da ihn in Spanien kein fairer Prozess erwarte. Für den Falle des Nichterscheinens vor Gericht, droht Puigdemont ein europäischer Haftbefehl. 


Dienstag, 31. Oktober
Der von Madrid abgesetzte und nach Brüssel geflohene katalanische Ex-Regierungschef Carles Puigdemont gibt in Brüssel eine Presskonferenz, bei der er ankündigt, nicht um politisches Asyl in Belgien ansuchen zu wollen. Um die Gewalt nicht weiter eskalieren zu lassen, werde er den Weg der Unabhängigkeit Kataloniens verlangsamen und den Ausgang der Neuwahlen zum katalanischen Parlament am 21. Dezember respektieren, erklärte Puigdemont. Gleichzeitig wiederholte er seine Vorwürfe gegen die Zentralregierung in Madrid, der er eine „Strategie der Konfrontation“ vorwirft. 

Die spanische Richterin Carmen Lamela kündigt an, dass noch diese Woche offiziell Anklage gegen Puigdemont und einige Mitglieder seiner Regierung erhoben werde. Ihnen drohen bis zu 30 Jahren Haft.

Montag, 30. Oktober
Die meisten katalanischen Staatsbediensteten erscheinen zur Arbeit. Auch die entlassenen Regierungsmitglieder widersetzen sich nicht den Anordnungen der Zentralregierung in Madrid. Eine geplante Sitzung des katalanischen Parlaments wird abgesetzt, Porträts von Regierungsmitgliedern in öffentlichen Gebäuden entfernt. 

Die proseparatistischen Parteien ERC und PdeCat kündigen an, sich an der vorgezogenen Wahl am 21. Dezember zu beteiligen. Madrid hatte diese nach der Unabhängigkeitserklärung Kataloniens als Teil der gegen Barcelona beschlossenen Zwangsmaßnahmen angekündigt.

Sonntag 29. Oktober

Der abgesetzte katalanische Regierungschef Carles Puigdemont kommt einer Verhaftung der spanischen Behörden zuvor und setzt sich nach Brüssel ab. In Barcelona gehen Tausende Unabhängigkeitsgegner auf die Straße.

Die als eher separationskritisch geltende spanische Tageszeitung „El Mundo“ veröffentlicht eine Umfrage, nach welcher die Separatisten mit einem Verlust der Mehrheit im katalanischen Regionalparlament rechnen müssten. 

Samstag 28. Oktober

Die spanische Zentralregierung stellt die Autonome Gemeinschaft Katalonien unter Zwangsverwaltung und setzt für den 21. Dezember vorgezogene Neuwahlen zum katalanischen Regionalparlament an. Regierungschef Carles Puigdemont wird für abgesetzt erklärt. Ihm droht nun eine Anklage wegen Aufruhr, Rebellion und Unterschlagung öffentlicher Mittel. Puigdemont reagiert mit dem Aufruf zum friedlichen Widerstand gegen die von Madrid beschlossenen Zwangsmaßnahmen.


Freitag, 27. Oktober
Das Regionalparlament in Barcelona erklärt die Unabhängigkeit von  Spanien. Unmittelbar darauf genehmigt der spanische Senat die Anwendung von Artikel 155 der spanischen Verfassung, der die Aufhebung der Autonomie Kataloniens zur Folge hat. 

Donnerstag 26. Oktober
Carles Puigdemont lehnt Neuwahlen in Katalonien ab, obwohl ihm das auch von den eigenen Leuten angeraten wird.


Montag, 23. Oktober
Die katalanische Partei CUP, die die Unabhängigkeit von Spanien befürwortet, kündigt „massiven zivilen Ungehorsam“ an, sollte Madrid Zwangsmaßnahmen anwenden.

Samstag, 21. Oktober

Der spanische Ministerpräsident Mariano Rajoy kündigt die Absetzung der katalanischen Regierung sowie die Ausrufung von Neuwahlen zum Regionalparlament innerhalb der nächsten sechs Monaten an. Carles Puigdemont spricht von „Putsch“, „Angriff auf die Demokratie“ und der „schlimmsten Attacke“ gegen Katalonien seit der Franco-Diktatur. In Barcelona gehen hunderttausende Anhänger der Unabhängigkeit auf die Straße

Generalstaatsanwalt Jose Manuel Maza kündigt an,  dass gegen Puigdemont Anklage wegen Rebellion vorbereitet werde, falls der katalanische Regierungschef die Loslösung Kataloniens von Spanien erklären sollte.
Freitag, 20. Oktober

Der spanische König Felipe VI kritisiert die katalanische Unabhängigkeitsbewegung im Rahmen einer Preisverleihung in Oviedo neuerlich scharf. Katalonien werde auch im 21. Jahrhundert ein Teil Spaniens bleiben. Man werden den Konflikt mittels „der rechtmäßigen demokratischen Institutionen lösen“. 

Aus Protest gegen mögliche Zwangsmaßnahmen, haben Anhänger der katalanischen Unabhängigkeit begonnen, reihenweise Geld von den Banken abzuheben. Immer mehr Unternehmen in Katalonien bereiten unterdessen die Abwanderung in andere Regionen Spaniens vor.

Beim EU-Gipfel in Brüssel versichert sich Spaniens Premier, Mariano Rajoy indessen der Unterstützung gewichtiger europäischer Regierungschefs. Die EU-Staaten fürchten - wie Spanien - das Schreckgespenst des Separatismus, die der auch in anderen Ländern der EU (z. B. in Italien)  immer wieder aufflackert. 

19. Oktober
Der katalanischen Präsident Carles Puigdemont hat auch das zweite von Madrid gestellte Ultimatum zur Klärung der Unabhängigkeitsfrage ohne Reaktion verstreichen lassen. Spaniens Premier kündigte daraufhin Zwangsmaßen an über die man in den kommenden Tagen in Madrid beraten werde. Es gilt als wahrscheinlich, dass die Zentralregierung den Verfassungsartikel 155 in Kraft setzen wird, welcher die Autonomie Kataloniens aufheben würde. Für diesen Fall drohte Regionalpräsident Puigdemont mit der sofortigen Unabhängig-keitserklärung Kataloniens.


17. Oktober
Wegen Anstiftung zum Aufruhr hat die spanische Justiz heute zwei Führer von separa-tistischen Bürgerbewegungen in Katalonien festnehmen lassen. Daraufhin kam es Barcelona und anderen Städten zu Protesten von Befürwortern der Unabhängigkeit. Der katalanische Präsident Carles Puigdemont wirft der Justiz vor, dass es in Spanien nun wieder politische Häftlinge geben würde. 


Madrid geht auch juristisch weiter gegen die Unabhängigkeitsbestrebungen Kataloniens vor. So hat der spanische Verfassungsgerichtshof das katalanische Unabhängigkeitsgesetz heute endgültig für verfassungswidrig erklärt. Das Regionalparlament in Barcelona habe sich damit illegal ein Recht herausgenommen, das nur dem spanischen Parlament zustehen würde.
16. Oktober
Der katalanische Präsident Carles Puigdemont hat heute ein Ultimatum verstreichen lassen, wonach er von der Regierung in Madrid aufgefordert wurde, eindeutig zu erklären ob er am 10. Oktober in seiner Parlamentsrede die Unabhängkeit Kataloniens ausgerufen habe oder nicht. Madrid hat daraufhin das Ultimatum bis Donnerstag 10 Uhr verlängert. Doch Puigdemont hat bereits angekündigt, auch dieses Ultimatum verstreichen zu lassen und Madrid im Gegenzug dazu aufgefordert, in den kommenden zwei Monaten einen Dialog über die Unabhängigkeitsbestrebungen Kataloniens zu beginnen. 
13. Oktober

Es zeigen sich erste wirtschaftliche Auswírkungen der Katalonienkrise. Die Hotelbuchungen in der autonomen Region sind bereits um 20 bis 30 % zurückgegangen, sagte heute die stellvertretende Ministerpräsidentin Soraya Saenz de Santamaria in Madrid. Sollte die Krise nicht rasch beigelegt werden befürchte man, dass die Wirtschaft nicht so stark wachsen wird wie ursprünglich prognostiziert. 
11. Oktober
Im Katalonienkonflikt setzt Madrid weiterhin auf Härte. In einer Rede vor dem Parlament in Madrid zeigte sich Spaniens Ministerpräsident Mariano Rajoy im Hinblick auf die gestrige Rede des katalanischen Präsidenten Carles Puigdemont äußerst reserviert. Die von Puigdemont geforderte Vermittlung „zwischen demokratischem Recht und Ungehorsamkeit und Unrechtmäßigkeit“ komme nicht in Frage. Einen Dialog könne es nur innerhalb des bestehenden verfassungsrechtlichen Rahmens geben. Laut Medienangeben stellte Rajoy Puigdemont bis Montag sogar ein Ultimatum. Sollte er die Unbhängigkeit bestätigen und die Entscheidung innerhalb von drei Tagen nicht revidieren, werde Artikel 115 der spanischen Verfassung zu Anwendung kommen und Katalonien den Autonomiestatus verlieren. 
10. Oktober

Leichte Entspannung im Nervenkrieg zwischen Madrid und Barcelona. In seiner mit Spannung erwarteten Rede vor dem katalanischen Regionalparlament hat Regierungschef Carles Puigdemot am Dienstag die Unabhängigkeit Kataloniens nicht ausgerufen, sondern das Parlament gebeten, die Unabhängigkeiterklärung auszusetzen, damit „in den kommenden Wochen ein Dialog in Gang gesetzt werden kann“. Gleichzeitig betonte er, am Ziel der Unabhängigkeit festhalten zu wollen. Die Zentralregierung in Madrid forderte er auf, ihren bisherigen Kurs der Dialogverweigerung aufzugeben und „eine Vermittlung zu akzeptieren“.

9. Oktober

Der ANC, der Dachverband mehrerer hunderter Bürgerinitiativen, die sich für die Abspaltung Kataloniens stark machen, hat für morgen, 10. Oktober zu einer Demonstration vor dem Parlamentsgebäude in Barcelona aufgerufen. Die Versammlung solle am Abend stattfinden, genau zu jenem Zeitpunkt an dem Carles Puigdemont seine mit Spannung erwartete Rede halten wird. Ob er dabei die Unabhängigkeit ausrufen wird ist derzeit unklar. 
8. Oktober

Der katalanische Regierungschef Carles Puigdemont will trotz gerichtlicher Verbote und Warnungen aus Madrid an der Unabhängigkeit Kataloniens festhalten. Man werde die Unabhängigkeit ausrufen, weil sie „im Referendumsgesetz des katalanischen Regional-parlaments vorgesehen sei“, betonte er heute. Gleichzeitig wirft er Madrid systematische Dialogverweigerung vor. 


Indes drohte Mariano Rajoy, Katalonien den Autonomiestatus abzuerkennen, sollte es zur Unabhängigkeitserklärung kommen. In Barcelona protestierten unterdessen hundertdausende Unabhängigkeitsgegner, die sich als Angehörige der bisher schweigenden Mehrheit verstehen, gegen die drohende Abspaltung Kataloniens.
7. Oktober

In mehr als 50 spanischen Städten kommt es zu Demonstrationen zugunsten eines Dialog zwischen Barcelona und Madrid in der Katalonienkrise.  Zehntausende DemonstrantInnen folgten einem Aufruf der Bürgerinitiative “Parlem Hablemos“ („Sprechen wir“). 
Der ehemalige katalanische Präsident und Vorgänger Puigdemonts, Artur Mas meinte zur „Financial Times“, dass Katalonien für die Unabhängigkeit noch nicht reif sei. 

6. Oktober
Einige katalanische Unternehmen kündigen an, aus Katalonien wegzugehen, sollte Carles Puigdemont am Dienstag die Unabhängigkeit proklamieren; darunter die Cava-Produzenten. Der katalanische „Champagner“ ist eines der Aushängeschilder der katalanischen Lebensmittelindustrie. Auch aus der EU kamen von Anfang an deutliche Signale, die Unabhängigkeit Kataloniens nicht anzuerkennen, was einer Isolierung des neuen Staates innerhalb Europas gleichkommen würde.

5. Oktober 2017

Die spanische Zentralregierung entschuldigt sich für die Gewalt der Polizei am Tag des Referendums. Enric Millo, der die Zentralregierung in Katalonien vertritt, meinte in einem Interview für TV3:  Er „bedauere“ dass es zu Verletzungen durch die Polizei gekommen sei und bitte im Namen der Polizisten um Entschuldigung. 

Indes hat auf Betreiben der oppositionellen katalanischen Sozialisten die Zentralregierung in Madrid die für Montag angesetzte Sitzung des katalanischen Regionalparlaments verboten, bei der dem Vernehmen nach die Unabhängigkeit ausgerufen werden sollte. Der katalanische „Außenminister“ Raul Romeva  nahm in einem Interview für die BBC darauf Bezug und meinte: „Das Parlament wird diskutieren, das Parlament wird sich treffen. Es wird eine Debatte geben, und das ist wichtig“ Inzwischen wurde die für Montag anberaumte Parlamentssitzung auf Dientag verschoben.

4. Oktober 2017
In einer Fernsehansprache kritisierte der katalanische Präsident und Seperatistenführer Carles Puigdemont König Felipe VI für seine Haltung in dem Konflikt mit den Worten „So nicht“. Gleichzeitig betonte er, dass Katalonien auch in Zukunft für  die Weiterentwicklung Spaniens eine wichtige Rolle spielen werde, ließ aber keinen Zweifel daran, dass Katalonien seine Unabhängigkeitspläne verwirklichen wolle. Einen Termin für die Unabhängigkeitserklärung nannte er allerdings nicht. An die Zentralregierung in Madrid richtete Puigdemont erneut ein Dialogangebot, was der spanische Premier Mariano Rajoy umgehend ablehnte: „Man verhandle über nichts Illegales, man lasse sich nicht erpressen“ Podemos-Chef Pablo Iglesias schlug unterdessen vor, die katholische Kirche in dem Konflikt vermitteln zu lassen.
Das EU-Parlament befasste sich in einer hitzigen Debatte mit den Ereignissen in Spanien. Mehrmals wurde von Parlamentariern eine Vermittlerrolle der EU-Kommission in dem Konflikt eingefordert, was der Vizepräsident der Kommission, Frans Timmermans mit dem Verweis ablehnte, dass es sich um eine „interne Angelegenheit“ Spaniens handle. EU-Parlamentspräsident Antonio Tajani warnte vor „gefährlichen Spaltungen“, wies aber wie Timmermans auf die „Notwendigkeit eine Dialogs“ hin.

Der spanische Justizminister Rafael Catala drohte der Führung in Katalonien, dass Madrid „alle zur Verfügung stehenden Mittel“ einsetzen werde, um zu garantieren, dass die Gesetze befolgt würden.

3. Oktober 2017

Die Verfechter der Unabhängigkeit Kataloniens riefen zum Generralstreik auf. Grund ist der Protest gegen die Polizeigewalt beim Referendum.


König Felipe VI kritisierte in einer abendlichen Fernsehansprache die Unabhängigkeits-bewegung in Katalonien mit scharfen Worten als verfassungswidrig. Kritik an der Polizeigewalt übte Felipe nicht. Es ist sehr ungewöhnlich, dass sich der spanische König zu tagesspolitischen Themen äußert. Bis dato hat er dies nur in sehr kritischen Situationen getan, zum Beispiel am Vorabend des Militärputsches von 1991.


1. Oktober 2017
Tag des Unabhängigkeitsreferendums in Katalonien. Mehr  als 700 Menschen wurden durch Gewalt der Guardia Civil verletzt als sie - um die Abstimmung zu ermöglichen - versuchten, Wahllokale vor dem Zugriff der Staatsmacht zu schützen. Laut Schätzungen (ein offizielles Abstimmungsergebnis wurde nicht bekannt gegeben) sollen 90 % der TeilnehmerInnen für die Unabhängigkeit von Katalonien gestimmt haben. Es ist allerdings anzunehmen, dass der Großteil der Unabhängigkeitsgegner der Abstimmung ferngeblieben ist. 


Madrid lehnte das Ansinnen der katalanischen Regionalregierung, ein Referendum zur Unabhängigkeit abhalten zu wollen, von Anfang an wegen Verfassungswidrigkeit kategorisch ab. Katalonien hingegen beruft sich auf das Selbstbestimmungsrecht der Völker.
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